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wirklichung verbunden, gehen aber weit darüber hinaus 
und sind oftmals mit der generellen Rechtserziehung ver­
flochten.

Nicht zur Strafenverwirklichung gehören solche Akti­
vitäten wie z. B. Maßnahmen nach §§ 18 und 19 StPO oder 
Maßnahmen der Allgemeinen Gesetzlichkeitsaufsicht des 
Staatsanwalts. Vielfach gehen diese Maßnahmen der Be­
strafung zeitlich voraus. Manchmal sind die damit ver­
bundenen Forderungen zum Zeitpunkt des Ausspruchs 
der Strafe bereits erfüllt. Sie reichen über die strafrecht­
liche Verantwortlichkeit hinaus und verstärken deren ge­
sellschaftliche Resonanz.

Zur Strafenverwirklichung gehören auch nicht die 
Rechtserziehung und die Öffentlichkeitsarbeit auf dem 
Gebiet des Strafrechts, obwohl diese Maßnahmen natür­
lich dazu beitragen, das Rechtsbewußtsein zu festigen, das 
gesellschaftliche Echo der Strafe zu erhöhen und auf diese 
Weise Bedingungen für eine effektive Verwirklichung zu 
schaffen.

Verwirklichung als Kriterium der Effektivität der Strafe

In der Verwirklichung wird die Strafe letztendlich real 
und für den Verurteilten spürbar. Auf ihn wirken in die­
sem Prozeß die mit der Strafe notwendig verbundenen 
Einschränkungen von Rechten und persönlichen Nachtei­
len ein. Er muß Anstrengungen und persönliche Leistun­
gen zur Bewährung und Wiedergutmachung erbringen, 
die mit dem Ausspruch der Strafe festgelegt wurden. Der 
Bestrafte ist durch die Strafenverwirklichung zu aktiven, 
möglichst von seiner Einsicht in die Gefährlichkeit oder 
Verwerflichkeit der Straftat und in die Gerechtigkeit der 
Bestrafung getragenen Verhaltensweisen zu veranlassen. 
Maßstab für das Erreichen des Strafziels muß daher in 
erster Linie der Stand der Erfüllung der dem Verurteil­
ten obliegenden Verpflichtungen sein.

Die Bewährung und Wiedergutmachung durch den Ver­
urteilten während der Strafenverwirklichung ist daher 
nicht lediglich eine Bedingung für die Wirksamkeit der 
Strafe, sondern selbst ein Effektivitätskriterium. Wenn 
die Verpflichtungen zur Bewährung und Wiedergutma­
chung dem Verurteilten nicht voll bewußt werden und 
wenn ihm keine Wege gewiesen werden, wie er sie zu 
verwirklichen hat, kann auch die Strafe nicht effektiv 
sein. Die Erfüllung der Pflichten zur Bewährung und 
Wiedergutmachung ist unmittelbar auf die Strafe zurück­
zuführen und braucht nicht aus einem ganzen Komplex 
von Verhaltensdeterminanten herausgeschält zu werden. 
Dieses Kriterium ist auch konkret und in jedem einzelnen 
Falle meßbar. Es hat m. E. in den Beiträgen zur Effekti­
vität des sozialistischen Rechts und der Strafe noch nicht 
die erforderliche Beachtung gefunden.4

Zur Effektivität der Strafe gehört z. B., daß der Ver­
urteilte die ihm auferlegte Verpflichtung zum Schaden­
ersatz erfüllt. Die Durchsetzung dieser Verpflichtung muß 
daher auch im erforderlichen Maße kontrolliert werden, 
denn noch werden nicht alle Schadenersatzverpflichtungen 
in vollem Umfang erfüllt. Die Verurteilten unternehmen 
mitunter kaum eigene Anstrengungen, so daß insoweit 
von Bewährung und Wiedergutmachung nicht gesprochen 
werden kann.

Effektivität der Strafe wird z. B. auch daran gemes­
sen, wie der Verurteilte seine Verpflichtung zur Bewäh­
rung am Arbeitsplatz einhält. Wird diese Pflicht verletzt, 
ist die ganze Verurteilung auf Bewährung nicht effektiv, 
weil sich der Bestrafte auch anderen Verpflichtungen und 
mitunter sogar dem erzieherischen Einfluß des Kollektivs 
durch Arbeitsplatzwechsel entzieht.

Die Verpflichtung zur Berichterstattung, die bei etwa 
der Hälfte der Verurteilungen auf Bewährung ausgespro­
chen wird5, trägt dann zur Gewährleistung einer hohen 
Effektivität der Strafe bei, wenn der Verurteilte dadurch 
angehalten wird, seine Pflichten zur Bewährung und

Wiedergutmachung gewissenhaft zu erfüllen. Die Bericht­
erstattung muß auf die Erfüllung dieser Pflichten gerich­
tet sein. Der Verurteilte hat Rechenschaft darüber abzu­
geben, was er zur Erfüllung der ihm zur Bewährung und 
Wiedergutmachung obliegenden Pflichten getan hat. All­
gemeine Aussagen über Arbeitsdisziplin und Arbeitslei­
stungen, über die Lernhaltung oder über das Verhältnis 
zu den Arbeitskollegen erfüllen nicht die Anforderungen, 
die an diese Verpflichtung zu stellen sind. Die Bericht­
erstattung muß so gestaltet werden, daß sie die Erfüllung 
der Bewährungspflichten stimuliert.

Bei der Geldstrafe besteht der Effekt darin, daß sie 
pünktlich und in voller Höhe gezahlt und damit der an­
gestrebte Eingriff in die materiellen Interessen des Ver­
urteilten bewirkt wird.6 Zusatzstrafen sind dann effektiv, 
wenn die geforderten Handlungen getan bzw. verbotene 
Verhaltensweisen unterlassen werden (so z. B., daß be­
stimmte Territorien nicht betreten werden, der unter­
sagte Beruf oder die Tätigkeit nicht ausgeübt wird, das 
Führen eines Kraftfahrzeugs unterlassen wird).

Die strikte Erfüllung der aus der Strafe erwachsenden 
Pflichten ist auch insofern ein Mittel zur Gewährleistung 
einer hohen Effektivität der Strafe, als dadurch die Un­
abwendbarkeit der Strafe bis zu ihrer letzten Konsequenz, 
nämlich der tatsächlichen Realisierung der ausgesproche­
nen Strafe, geführt wird.

Aus dem Gesagten ergibt sich, daß die staatlichen und 
gesellschaftlichen Aktivitäten zur Verwirklichung der 
Strafe vor allem auf die Erfüllung der mit der Bestra­
fung auferlegten Pflichten zur Bewährung und Wieder­
gutmachung zu konzentrieren sind. Diese müssen beson­
ders intensiv sein, wenn der Verurteilte mit der Strafe 
zu langfristigen Verpflichtungen der Bewährung und 
Wiedergutmachung angehalten werden soll oder wenn es 
sich um einen labilen Täter handelt, dem zielstrebiges 
diszipliniertes Verhalten schwerfällt.

Der Prozeß der Bewährung und Wiedergutmachung 
verläuft mitunter widersprüchlich, und es bedarf häufig 
einer Einwirkung staatlicher und gesellschaftlicher Kräfte 
— manchmal mit erheblichem Aufwand verbunden —, um 
den Effekt der Strafe zu sichern. In anderen Fällen er­
schöpft sich die Verwirklichung der Strafen in einfachen 
administrativen Maßnahmen, so z. B. bei der Zahlung der 
Geldstrafe oder beim Entzug der Fahrerlaubnis.
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